
AMTSBLATTfür die Stadt Strausberg
Strausberg, den 15. April 2011 Jahrgang 20 - Nr. 04/2011

Stadtverordnetenversammlung 
aktuell

Beschluss Nr. 25/328/2011  
Haushaltssicherungskonzept 2011-2014
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt dem Haushalts-
sicherungskonzept 2011-2014 zu.

Beschluss Nr. 25/329/2011
Haushaltssatzung der Stadt Strausberg für das 
Haushaltsjahr 2011  
Die Stadtverordnetenversammlung beschließt gemäß § 67 
der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg die 
Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2011.

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2011 wird 
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1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der
    ordentlichen Erträge auf        30.715.400 EUR
    ordentlichen Aufwendungen auf   33.645.900 EUR
    außerordentlichen Erträge auf       0 EUR
    außerordentlichen Aufwendungen auf          0 EUR
2. im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der
    Einzahlungen auf         36.796.600 EUR
    Auszahlungen auf        39.435.400 EUR
festgesetzt.
Von den Einzahlungen und Auszahlungen des 
Finanzhaushaltes entfallen auf:
Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit   
     30.715.400 EUR
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit   
     30.924.000 EUR

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit    3.922.200 EUR
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  7.826.600 EUR
Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit
         2.159.000 EUR
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit
           684.800 EUR
Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 
          0 EUR
Auszahlungen an Liquiditätsreserven         0 EUR

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme  zur 
Finanzierung von Investitionen und Investitionsförde-
rungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf   199.000 EUR 
festgesetzt.
Der Höchstbetrag der Kassenkredite gemäß § 76 
BbgKVerf wird auf                   5.200.000 EUR 
festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur 
Leistung von Investitionsauszahlungen und Auszahlungen 
für Investitionsförderungsmaßnahmen in künftigen 
Haushaltsjahren wird auf                  6.399.000 EUR     
festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze für die Realsteuern, die in 
einer gesonderten Satzung mit Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung 21/284/2010 vom 
07.10.2010 festgesetzt worden sind, betragen:
1. Grundsteuer
    a) für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe   
        (Grundsteuer A)     270 v. H.
    b) für die Grundstücke (Grundsteuer B)  375 v. H.
2. Gewerbesteuer     350 v. H.

§ 5
1. Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und 

Aufwendungen als für die Gemeinde von wesentlicher 
Bedeutung angesehen werden, wird auf   50.000 EUR 
festgesetzt.

2. Die Wertgrenze für die insgesamt erforderlichen 
Auszahlungen, ab der Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen im Finanzhaushalt einzeln 
darzustellen sind, wird auf           25.000 EUR  
festgesetzt.

 Beschlüsse der 25. Sitzung der
 Stadtverordnetenversammlung Strausberg  
 vom 03.03.2011
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Beschluss Nr. 27/58/2011                    
Verlegung der Straßenbahnhaltestelle Wolfstal
Die Planung der Strausberger Eisenbahn wird zur Kenntnis 
genommen und die Verlegung der Haltestelle Wolfstal zur 
Einmündung Heinrich-Heine-Straße einschließlich der 
Benennung der Haltestelle mit „Heinrich-Heine-Straße“ 
befürwortet.

Beschluss Nr. 27/59/2011     
Begradigung der Straßenbahntrasse Bereich 
Kelmstraße
Die vorgeschlagene Planung der Strausberger Eisenbahn 
wird zur Kenntnis genommen und die Begradigung der 
Straßenbahntrasse im Bereich Kelmstraße befürwortet.

Beschluss Nr. 26/339/2011
Strausberg gegen CO2 Verpressung
Die Stadt Strausberg positioniert sich klar und eindeutig 
gegen das Vorhaben, ein Kohlendioxid - Endlager in 
Ostbrandenburg zu errichten.

Beschluss Nr. 26/340/2011
Öffentlich-rechtliche Vereinbarung zur Übertragung 
der Zuständigkeit als Schulträger
Die Stadtverordnetenversammlung stimmt der öffentlich-
rechtlichen Vereinbarung zwischen der Stadt Altlandsberg 
und der Stadt Strausberg zur Übertragung der Zuständigkeit 
als Schulträger zu.

Beschluss Nr. 26/341/2011
Beteiligungsrichtlinie 2011 der Stadt Strausberg
1. Die Beteiligungsrichtlinie 2011 der Stadt Strausberg wird 
beschlossen.
2. Der Beschluss Nr.: 38/453/2007 wird aufgehoben.

Der Beteiligungsbericht der Stadt Strausberg ist im Internet in der Rub-
rik Wirtschaftsförderung/Liegenschaften einzusehen.

Beschluss Nr. 26/342/2011
B-Plan 50/10 „Hegermühlenstraße / Walkmühlenstraße“ 
- Abwägungs- und Satzungsbeschluss

1. Nach der Behördenbeteiligung gem. § 4 Abs. 2 
BauGB und der öffentlichen Auslegung gem. § 3 
Abs. 2 BauGB wird die Abwägung entsprechend den 
anliegenden Abwägungsprotokollen beschlossen. Die 
Stadtverwaltung wird beauftragt, den Behörden und 
Trägern öffentlicher Belange, die Stellungnahmen     
abgegeben haben, das Ergebnis der Abwägung 
mitzuteilen.

2. Der B-Plan Nr. 50/10 „Hegermühlenstraße/ 
Walkmühlenstraße“ wird gemäß § 10 Abs. 1 BauGB und     
auf Grundlage des § 3 der Kommunalverfassung des 
Landes Brandenburg hiermit als Satzung beschlossen.
Die Begründung zum Bebauungsplan wird gebilligt.

3. Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und 
außerplanmäßige Aufwendungen und Auszahlungen 
der vorherigen Zustimmung der Gemeindevertretung 
bedürfen, wird auf              25.000 EUR 
festgesetzt. Davon ausgenommen sind erforderliche 
Ausgaben zur Verwendung zweckgebundener 
Einnahmen. Mehrere Bewilligungen bei einem 
Produkt werden im Sinne vorstehender Regelungen 
zusammengerechnet. Mehraufwendungen/Mehraus-
zahlungen unterhalb dieser Wertgrenzen gelten 
als unerheblich. Über die unerheblichen über- und 
außerplanmäßigen Ausgaben entscheidet der 
Kämmerer. 

4. Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu 
erlassen ist, werden bei:

a)   Erhöhung des gemäß Haushaltsplan zu erwartenden   
      Fehlbetrages auf       3.500.000 EUR    
      und
b)   bei bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 
      Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf       
           500.000 EUR
      festgesetzt.

§ 6
Nach dem Haushaltssicherungskonzept ist der 
Haushaltsausgleich im Jahre 2014 wieder hergestellt. 
Die dafür im Haushaltssicherungskonzept enthaltenen 
Konsolidierungsmaßnahmen sind bei der Ausführung des 
Haushaltsplanes umzusetzen.

Die vorstehende Satzung ist vom Landrat des Landkreises 
MOL als allgemeine untere Landesbehörde mit Genehmi-
gungsbescheid vom 25.03.2011 genehmigt worden.
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt 
gemacht. 
Strausberg, den 31.03.2011 gez. Elke Stadeler
    Bürgermeisterin

Beschluss Nr. 27/56/2011                       
Wasserentnahmen aus den Gewässern der Stadt 
Strausberg
Die Bürgermeisterin wird beauftragt, zu Anträgen auf 
Wasserentnahmen aus dem Straussee, dem Bötzsee 
und dem Fängersee die erforderlichen Stellungnahmen 
der Stadt Strausberg als Gewässereigentümerin nach 
Einzelfallprüfung im Geschäft der laufenden Verwaltung 
abzugeben. 

Beschluss Nr. 27/57/2011  
Errichtung eines Seezuganges für Drachenboote - 
Bootsrolle und Uferbefestigung am Straussee
Die Stadt Strausberg stimmt dem Antrag des 
Drachenbootvereines des KSC Strausberg „Lakeside 
Dragons“ vom 01.02.2011 auf wasserrechtliche 
Genehmigung zur Errichtung eines Seezuganges für 
Drachenboote – Bootsrolle und Uferbefestigung am 
Straussee als Gewässereigentümer zu. 

 

Beschlüsse der 26. Sitzung der
Stadtverordnetenversammlung Strausberg  
vom 31.03.2011

 Beschlüsse der 27. Sitzung des 
 Hauptausschusses der   
 Stadtverordnetenversammlung Strausberg  
 vom 14.03.2011
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für Hohenstein“ in Höhe von (maximal) insgesamt 
131.000 € (Eigenanteil der Gemeinde ggf. ca. 13.000 
€) wird zugestimmt.

Bekanntmachungen der Stadt 
Strausberg
 

  Bekanntmachung zur Haushaltssatzung 
  2011 der Stadt Strausberg

Die am 15.04.2011 im Amtsblatt für die Stadt Strausberg Nr. 
04/2011 bekannt gemachte Haushaltssatzung 2011 liegt in 
der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermühlenstraße 58, 
Fachbereich Finanzen, Zi. EG 02, zur Einsichtnahme in 
der Zeit vom
  18.04.2011 bis 16.05.2011

montags bis freitags von 08.00 Uhr bis 12.00 Uhr
montags bis donnerstags von 13.00 Uhr bis 15.00 Uhr
und dienstags von  13.00 Uhr bis 18.00 Uhr

öffentlich aus.

Strausberg, den 04.04.2011 gez. Elke Stadeler
    Bürgermeisterin

 Beschluss des Bebauungsplans Nr. 50/10  
 „Hegermühlenstraße / Walkmühlenstraße“  
 gemäß § 10 Abs. 3 BauGB

Der Bebauungsplan Nr. 50/10 „Hegermühlenstraße / Walk-
mühlenstraße“ (Geltungsbereich s. Kartenausschnitt) 
wurde von der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Strausberg in der Sitzung am 31.03.2011 als Satzung be-
schlossen. Der Beschluss des Bebauungsplans wird hier-
mit bekannt gemacht. Der Bebauungsplan wurde gemäß § 
8 Abs. 2 Satz 1 des Baugesetzbuches (BauGB) aus dem 
Flächennutzungsplan entwickelt. Mit dieser Bekanntma-
chung tritt der Bebauungsplan in Kraft.

Sie haben die Möglichkeit, den Bebauungsplan und die 
Begründung in der Stadtverwaltung der Stadt Strausberg, 
Hegermühlenstraße 58, Zimmer 3.02, während folgender 
Sprechzeiten 

     dienstags  von 09 bis 12 Uhr und 13 bis 18 Uhr 
     donnerstags von 09 bis 12 Uhr und 13 bis 15 Uhr

sowie nach telefonischer Vereinbarung einzusehen und 
über den Inhalt Auskunft zu verlangen.

Gemäß § 215 Abs. 1 BauGB werden unbeachtlich

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtli-
che Verletzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beacht-
liche Verletzung der Vorschriften über das Verhältnis 

Beschluss Nr. 26/343/2011
Einziehung von Verkehrsflächen an der Artur-Becker-
Straße
Die Stadtverordneten stimmen der Einziehung der nach-
folgend gekennzeichneten Verkehrsfläche (Teilfläche des 
Flurstücks 943 der Flur 16) an der Artur-Becker-Straße zu.

Anlage: Entwidmungsfläche Artur-Becker-Straße

Beschluss Nr. 26/344/2011
Kommunalstatistik
Die Bürgermeisterin wird beauftragt, die notwendigen 
Voraussetzungen zur Einführung einer Kommunalstatistik 
auf der Grundlage des Gesetzes über die Statistik im 
Land Brandenburg (Brandenburgisches Statistikgesetz - 
BbgStatG) zu schaffen.

Beschluss Nr. 26/345/2011
Priorisierung Straßenbauprogramm der Stadt 
Strausberg 
Die Bürgermeisterin bzw. die Stadtverwaltung wird 
beauftragt, ein Straßenbauprogramm zu entwickeln, nach 
dem der Großteil der unbefestigten Straßen befestigt 
werden soll. In diesem Straßenbauprogramm soll unter 
Beteiligung der Bürger aufgezeigt werden, welche Straßen 
wann und wie ausgebaut werden sollen und mit welchen 
Kosten dabei zu rechnen sein wird.

Beschluss Nr. 26/346/2011
Breitbandversorgung in Hohenstein und außerplan-
mäßige Mittelbereitstellung auf Produkt 511.01 
Stadtentwicklung 
1. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt, 

auf Grundlage der Richtlinie für die Förderung der 
Breitbandversorgung ländlicher Räume Brandenburg 
vom 01.06.2009 den Breitbandausbau im Ortsteil 
Hohenstein von Strausberg zu unterstützen 
und Fördermittel zu beantragen. Die Mittel sind 
entsprechend dem Ergebnis des Angebotsverfahrens 
zur Realisierung des wirtschaftlichsten Konzepts mit 
einem Eigenanteil von 10% der Gemeinde einzusetzen. 

2. Der außerplanmäßigen Bereitstellung von 
Haushaltsmitteln für das Projekt „Breitbandversorgung 
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des Bebauungsplans und des Flächennutzungsplans 
und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des Ab-
wägungsvorgangs,

    
wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung schriftlich gegenüber der Stadt Strausberg unter 
Darlegung des die Verletzung begründenden Sachverhalts 
geltend gemacht worden sind. 
Auf die Vorschriften der §§ 39 und 44 Abs. 3 Satz 1 und 
2 sowie Abs. 4 BauGB über die fristgemäße Geltendma-
chung etwaiger Entschädigungsansprüche für Eingriffe in 
eine bisher zulässige Nutzung durch diesen Bebauungs-
plan und über das Erlöschen von Entschädigungsansprü-
chen wird hingewiesen.

Strausberg, den 01.04.2011 gez. Elke Stadeler
    Bürgermeisterin

Anlage: Geltungsbereich B-Plan 50/10 „Hegermühlen-
straße / Walkmühlenstraße“

Auf der Grundlage der Ordnungsbehördlichen Verordnung 
der Stadt Strausberg über die Vergabe, Gestaltung und 
Anbringung von Hausnummern (Hausnummernverord-
nung – HNVO –) vom 15.01.1998 wird folgendes Grund-
stück umnummeriert: 
Das Grundstück in der 

Gemarkung Strausberg, Flur 22, Flurstück 481 

(Paul-Singer-Straße 8, 15344 Strausberg) hat ab 
18.04.2011 die Grundstücksnummerierung:
   
             Paul-Singer-Straße 7, 15344 Strausberg

Strausberg, den 01.04.2011 gez. Elke Stadeler
    Bürgermeisterin

Die Stadt Strausberg beabsichtigt im Jahr 2011 den 

Ausbau eines kombinierten Geh-/Radweges entlang 
der Gielsdorfer Chaussee zwischen Nordkreuzung und 
Badstraße als Lückenschluss zwischen bestehenden 
Radwegen

und den

Umbau der Anbindung R.-Egelhofer-Straße/Bahnhof-
straße zur Schaffung von P&R-Stellplätzen sowie einer 
durchgängigen Geh-/Radwegverbindung zum Bahn-
hofsvorplatz (Vorstadt).

Die Entwurfsplanungen liegen bis zum 13.5.2011 in der 
Stadtverwaltung, Fachgruppe Bautechnik, im Flurbereich 
der 3. Etage aus. Alle interessierten Bürger sind eingela-
den, sich über das geplante Vorhaben zu informieren und 
Hinweise zu geben. Ansprechpartnerin ist Katrin Großer, 
Zi. 3.18., E-Mail: katrin.grosser@stadt-strausberg.de. 

Die Planung kann zu den üblichen Sprechzeiten 

 Di  8.30-12.00 und 13.00-18.00 Uhr
 Do 8.30-12.00 und 13.00-16.00 Uhr 

sowie darüber hinaus in Absprache mit Frau Großer (Tel. 
381 356) eingesehen werden. 

Im Internet unter www.stadt-strausberg.de, Rubrik Stadt-
entwicklung und Wohnen — Aktuelle Planungen/Bürger-
beteiligung — besteht ebenfalls die Möglichkeit, Lageplan 
und Kurzerläuterung einzusehen.

  Öffentliche Bekanntmachung - 
  Grundstücksnummerierung

  Auslegung von Entwurfsplanungen in der   
  Stadtverwaltung 
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Die Stadt wird auch in diesem Jahr wieder unbefestigte 
Straßen instandsetzen, indem reguliert/geschoben wird. 
Das bestätigten am 05.04.11 die Mitglieder des Bauaus-
schusses. Lediglich im Ortsteil Hohenstein könnte es noch 
Änderungen geben. Der Ortsbeirat Hohenstein tagt hierzu 
am 18.04.2011 um 19.00 Uhr im Dorfgemeinschaftshaus 
Hohenstein. 
Für die Instandsetzungsarbeiten sind 73.000 Euro geplant.  
Das ist ein Drittel des Gesamtbudgets, welches für die 
Maßnahmen im öffentlichen Straßenraum zur Verfügung 
stehen. 
Die Instandsetzungsarbeiten werden innerhalb dieses Jah-
res - möglichst noch im 1. Halbjahr -  in folgenden unbefes-
tigten Straßen durchgeführt: 

Gartenstadt
 Roter Hof
 Bergstraße
 Eichenstraße
 Friedensstraße

Schillerhöhe
 Richardsdorfer Straße
 Wesendahler Straße (Teilfläche)

Hohensteiner Chaussee
 Am Weiher / Am Wäldchen
 Beerenstraße
 Grenzweg
 Kirschallee

Strausberg Stadt
 Berliner Straße  (Sommerweg)
 Hegermühlenstraße
 Walkmühlenstraße

Postbruch
 Straße zum Postbruch (Teilfläche)
 Am Walde
 Blockweg
 Hauptweg
 Nelkenweg

Strausberg Vorstadt
 Backsmannstraße
 Barnimstraße
 Ernst-Menger-Straße
 Gustav-Kurtze-Promenade
 Lindenpromenade
 Rudolf-Breitscheid-Straße
 Waldemarstraße (Teilfläche)

Ortsteil Hohenstein
 Garziner Weg
 Gladowshöher Bergstraße
 Gladowshöher Schillerweg
 Klosterdorfer Weg
 Garziner Straße 

In Vorstadt wurde in diesem Monat die Umgestaltung des 
Anetteplatzes ausgeführt. Der Kommunalservice Straus-
berg legte einen neuen Weg und neue Rasenflächen an. 
Zwei Bänke mit Lehne laden zum Verweilen ein. Auch an 
einen Papierkorb wurde gedacht. 
Außerdem wurde durch die Firma Baumpflege Schneider 
ein Bienenbaum gepflanzt. 
Weitere Verschönerungsmaßnahmen sind noch geplant. 
Zum Herbst ist angedacht, Sträucher zu pflanzen und evtl. 
auch Blumenzwiebeln zu stecken.  

Der neu gestaltete Anetteplatz in Strausbergs Vorstadt
Foto: Stadtverwaltung

Dieses Jahr werden mit Beginn der Badesaison erstmalig 
an den Liegewiesen  vier Container für den Müll aufgestellt.  
Zwei weitere Container werden an der großen Liegwiese 
und je einer am T-Steg und an der kleinen Liegewiese plat-
ziert. 

Die Stadtverwaltung Strausberg plant für das Jahr 2011, die 
Fahrbahnen folgender Straßen auf Grund ihres schlechten 
Zustandes instandsetzen zu lassen. 

1. Kastanienallee (Bereich Anbindung Klosterdorfer 
Chaussee stadteinwärts ca.250m)

2. Friedrich-Ebert-Straße (Bereich Anbindung Elisabeth-
straße in Richtung Krumme Straße ca. 250 m)

3. Straße des Friedens (Bereich Anbindung Im Grund 
auf ca.100 m Länge)

Notwendig sind Fräsarbeiten, Reparaturen von Borden 
und Straßeneinläufen und Überbauungen mit Heißasphalt. 
Für eventuelle Rückfragen diesbezüglich steht Ihnen Frau 
Berg (Tel. 03341- 381357) gern zur Verfügung.

  Vorbereitung Badesaison

  Fertigstellung Anetteplatz 

  Instandsetzung der befestigten Straßen mit  
  Winterschäden 

  Instandsetzung unbefestigter Straßen
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In der Sitzung des Ausschuss für Bauen, Umwelt und Ver-
kehr am 9.3.2010 wurden verschiedene Varianten zur ver-
kehrssicheren Umgestaltung der Anbindung R.-Egelhofer-
Straße an die Bahnhofstraße vorgestellt. Die Varianten 
unterschieden sich hinsichtlich der Anzahl der möglichen 
zusätzlichen P&R-Stellplätze aber auch hinsichtlich ihres 
Eingriffs in den angrenzenden Baumbestand. Unter Be-
rücksichtigung der weiterhin kritischen Stellplatzsituation 
in der Vorstadt hat der Ausschuss für Bauen, Umwelt und 
Verkehr letztlich der Variante mit dem größten Stellplatzan-
gebot zugestimmt: 
 58 Pkw-Stellplätze (davon 1 behindert)
 5 Krad-Stellplätze
 36 Fahrradplätze.
Ein entsprechender Fördermittelantrag beim Landesamt 
für Bauen und Verkehr wurde fristgerecht gestellt. Mit Sch-
reiben vom 1.4.2011 hat die Stadt Strausberg zunächst per 
Mail den Fördermittelbescheid zugereicht bekommen. Als 
ergänzende Förderung für den Eigenmittelanteil der Stadt 
Strausberg liegt auch ein Fördermittelbescheid des Land-
kreises MOL vor:

Gesamtumfang
Bau + Planung    330.000 €
dav.  Fördermittel Land (75%)  260.000 €
 Fördermittel MOL     26.500 €
 Beiträge      17.000 €
 Eigenmittel Stadt     26.500 €

Die Beteiligung der Träger öffentlicher Belange wurde 
durchgeführt. Alle Genehmigungen, insbesondere die der 
Unteren Naturschutzbehörde und des Landesbetriebs
Straßenwesen, liegen vor.

Folgende weitere Verfahrensweise ist vorgesehen:

Vorstellung der Informationsvorlage im Ausschuss für Bau-
en, Umwelt und Verkehr mit Entwurfsplanung   
(Beginn Auslegung/Bürgerbeteiligung) 
  am 5.4.2011

Auslegung Planung/Bürgerbeteiligung (s. S. 4 des Amts-
blattes)   vom 11.4. bis 13.5.2011

Beratungsvorlage im Ausschuss für Bauen, Umwelt und 
Verkehr  (Auswertung Bürgerbeteiligung, Bauvorbereitung)
  am 14.6.2011

Fertigstellung Ausführungsplanung 
  30.6.2011

Ausbau-Beschluss  
  August 2011

Fertigstellung Leistungsverzeichnis 
  15.7.2011

Beschränkte Ausschreibung
 Versand der Unterlagen  18.07.2011
 Submission    03.08.2011
 Auftragserteilung   12.08.2011
 Baubeginn   29.08.2011
 Bauzeit    13 Wochen
 Bauende    25.11.2011

Es ist beabsichtigt in der Gemarkung Strausberg, Flur 16 
Teilfläche aus Flurstück 943, die östlich hinter der ehema-
ligen Kaufhalle in der Artur-Becker-Straße liegende, als 
Parkplatz genutzte Verkehrsfläche, einzuziehen.
Die Verkehrsfläche ist gemäß § 2 des Brandenburgischen 
Straßengesetzes (BbgStrG) ein öffentlicher Parkplatz und 
gilt nach § 6 BbgStrG i.V. mit § 48 Abs. 7 BbgStrG als öf-
fentlich gewidmet.

Nach Beschluss durch die Stadtverordnetenversammlung 
Beschluss Nr.: 26/343/2011 vom 31.03.2011 soll dieser 
Parkplatz aus überwiegenden Gründen des öffentlichen 
Wohls eingezogen werden.
Nach § 8 Abs. 3 BbgStrG in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28.07.2009 (GVBl. I/09 Nr.:15 S.358), zuletzt 
geändert durch Artikel 7 des Gesetzes vom 13.04.2010 
(GVBl. I/10  Nr.:17), wird hiermit die Einziehungsabsicht 
bekannt gegeben.
Ein Lageplan, aus dem die Lage des zur Einziehung vorge-
sehenen öffentlichen Parkplatzes ersichtlich ist, liegt nach 
Bekanntgabe drei Monate während der Sprechzeiten in 
der Stadtverwaltung Strausberg, Hegermühlenstraße 58, 
Fachgruppe Bautechnik Zimmer 3.12 jeweils 

   dienstags  von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
     von 13.00 Uhr bis 18.00 Uhr sowie 
   donnerstags  von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr und 
  von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr
zur öffentlichen Einsichtnahme aus. 

Gegen die Absicht der Einziehung kann innerhalb von 3 
Monaten nach Bekanntgabe Einwendung erhoben werden.
Die Einwendung ist schriftlich oder zur Niederschrift bei 
der  
 Stadt Strausberg
 Die Bürgermeisterin
 Hegermühlenstraße 58
 15344 Strausberg 
zu erheben. 

Strausberg, den 06.04.2011 gez. Elke Stadeler  
    Bürgermeisterin

  Anbindung Rudolf-Egelhofer-Straße/
  Bahnhofstraße

  Ankündigung einer Einziehung
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Leinen- und Maulkorbpflicht für Hunde

Hundehalterverordnung des Landes Brandenburg:
Leinenpflicht besteht     
•	 bei öffentlichen Versammlungen, Umzügen, Aufzügen, 

Volksfesten und sonstigen Veranstaltungen mit Men-
schenansammlungen

•	 auf Sport- und Campingplätzen
•	 in umfriedeten oder anderweitig begrenzten der Allge-

meinheit zugänglichen Park-, Garten- und Grünanla-
gen

•	 in Einkaufszentren, Fußgängerzonen, Verwaltungsge-
bäuden und öffentlichen Verkehrsmitteln

•	 bei Mehrfamilienhäusern auf Zuwegen, in Treppen-
häusern und sonstigen von der Hausgemeinschaft ge-
meinsam genutzten Räumen

Die Leine muss reißfest sein und darf ein Höchstmaß von 
zwei Metern nicht überschreiten.

Ein Maulkorn ist zu tragen
•	 in Verwaltungsgebäuden
•	 in öffentlichen Verkehrsmitteln
Ein Hund, der als gefährlich gilt, ist außerhalb des be-
friedeten Besitztums ständig an einer Leine zu führen 
und es ist ihm ein Maulkorb anzulegen.

Leinenpflicht besteht weiterhin
•	 lt. Brandenburgischem Waldgesetz im Wald, d.h. auf 

allen Waldwegen, Ausnahmen gelten für Jagdhunde in 
Ausübung der Jagd und Polizeihunde

•	 lt. Schutzgebietsverordnung im Naturschutzgebiet 
„Herrensee, Lange Dammwiesen und Barnim-Hänge“

Das Naturschutzgebiet umfasst den Großteil der Waldflä-
chen und Wiesen nördlich vom Stienitzsee bis zum nördli-
chen Ende des Herrensees.

Die Hundehalter werden aufgefordert aus Rücksichtnahme 
auf andere Personen, die sich in den Gebieten bewegen, 
die Leinenpflicht einzuhalten. 
Wir weisen darauf hin, dass ein Verstoß gegen die Leinen- 
und Maulkorbpflicht eine  Ordnungswidrigkeit darstellt. 

Es wird immer wieder festgestellt, dass Gelbe Säcke be-
reits am Freitag hinausgestellt werden und so über das 
ganze Wochenende das Stadtbild beeinträchtigen. Tiere 
zerreißen oftmals die Säcke und der Inhalt verteilt sich mit 
Hilfe des Windes über eine größere Fläche.  
Der Fachbereich Bürgerdienste weist aus gegebenem An-
lass darauf hin, dass Gelbe Säcke erst am Abend vor dem 
Abfuhrtag auf dem Gehweg bzw. Seitenstreifen abgestellt 
werden dürfen, dies trifft ebenfalls für Hausmüll- und Pa-
pierbehälter sowie für Sperrmüll zu. 
Handeln entgegen dieser Festlegung stellt eine Ordnungs-
widrigkeit dar und kann mit Verwarn- bzw. Bußgeld geahn-
det werden.

Seit April 2000 wird in Strausberg ein „Sozialpass“ ausge-
geben. Er trägt den Namen „Strausberg-Pass“.
Der „Strausberg-Pass“ ist eine freiwillige Leistung der Stadt 
Strausberg. Auf die Erteilung besteht somit kein Rechtsan-
spruch.
Mit dem „Strausberg-Pass“ werden folgende Vergüns-
tigungen erteilt:
•	 Ermäßigung bei Eintrittskarten im Hallen- und Frei-

bad in Strausberg
•	 Mitgliedschaft in Sportvereinen in der Stadt Strausberg 

und Teilnahme an Sportveranstaltungen zu ermäßig-
ten Preisen:

 „FC Strausberg“ - Passbesitzer haben freien  
 Eintritt zu allen Fußballveranstaltungen und zah
 len bei aktiver Mitgliedschaft eine ermäßigte Auf-
 nahmmegebühr sowie ermäßigte Monatsbeiträge
 „KSC Strausberg“ - Passbesitzer erhalten Ermä 
 ßigungen in allen Sportabteilungen
 „ACP Strausberg“ - Passbesitzer erhalten Ermä-
 ßigungen im Bereich  Aerobic für Frauen
 „SV Gartenstadt 72 e.V.“ - Passbesitzer erhalten 
 Ermäßigungen 
•	 freier Eintritt in das Heimatmuseum der Stadt Straus-

berg
•	 gebührenfreie Erstausstellung eines Benutzerauswei-

ses der Heinrich-Mann-Bibliothek
•	 Ermäßigung bei Eintrittskarten einzelner Veranstaltun-

gen der bundtStift gGmbH
•	 Berechtigung zur Nutzung der Strausberger Tafel

Antragsberechtigt sind Strausberger Bürger, die
1. Arbeitslosengeld II oder Sozialgeld erhalten
2. Empfänger einer Grundsicherung sind oder
3. eine Befreiung von der Rundfunk- und Fernsehgebühr 
auf Grund ihres geringen Einkommens besitzen.
Zur  Beantragung des Strausberg-Passes sind der Perso-
nalausweis oder Reisepass und der antragsberechtigende 
Bescheid im Original vorzulegen.
Die Ausstellung des Passes erfolgt im Fachbereich Bür-
gerdienste/Bürgerbüro der Stadtverwaltung Strausberg. Er 
wird für anspruchsberechtigte Personen ab dem vollende-
ten 6. Lebensjahr ausgegeben und ist nicht übertragbar. 
Bei Missbrauch wird der Pass eingezogen. Er ist befristet 
und verfällt mit dem auf dem Pass angegebenen Datum. 
Rechtzeitig vor dem Erreichen dieses Zeitpunktes sollte im 
Fachbereich Bürgerdienste eine Verlängerung beantragt 
werden.
Die Mitarbeiterinnen der Bürgerbüros geben Ihnen 
gern Auskunft!

  Der „Strausberg-Pass“

  Information zu „Gelbe Säcke“

  Alles was Recht ist - Teil 15
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Sonstige Bekanntmachungen

EWE gibt ein Jahr Strompreisgarantie
Diskutierte Preisentwicklung durch Atomkatastrophe be-
einflusst EWE Preise bis März 2012 nicht

Als Reaktion auf die Atomkatastrophe in Japan sind die 
sieben ältesten deutschen Atomkraftwerke bekanntlich vo-
rübergehend stillgelegt worden. In diesem Zusammenhang 
wird immer wieder über den möglichen Anstieg der Strom-
preise diskutiert. Vor dem Hintergrund weist der Energie-
dienstleister EWE ENERGIE AG darauf hin, dass er in der 
Geschäftsregion Brandenburg/Rügen für alle Strompro-
dukte im Segment Privat- und Gewerbekunden bis zum 
31. März kommenden Jahres eine Strompreisgarantie ge-
geben hat.
„Einen Großteil der Strommengen, die wir 2011 verkaufen, 
haben wir bereits zu früheren Zeitpunkten zu Konditionen 
eingekauft, die es uns – unabhängig von der aktuellen 
Preisdiskussion – erlauben, den Strompreis ein Jahr stabil 
zu halten“, sagt Dr. Ulrich Müller, Leiter der Geschäftsregi-
on Brandenburg/Rügen der EWE ENERGIE AG.
Für die Entwicklung des EWE-Erdgaspreises zeigt sich 
EWE weniger optimistisch. So kann das Unternehmen bei 
einer Fortsetzung des hohen Ölpreisniveaus der vergange-
nen Wochen eine Gaspreiserhöhung nicht ausschließen.

Sonderberatung - KFW fördert wieder Einzelmaßnah-
men der Wärmedämmung auch als Zuschuss

Nachdem lange die Förderung von Einzelmaßnahmen 
ausgesetzt war – wird jetzt auch wieder 
  die Fassadendämmung 
  der Fensteraustausch 
  die Dachdämmung 
  die Heizungserneuerung u.ä,  
bezuschusst bzw. auch kreditiert. Allerdings sind bestimm-
te technische Parameter einzuhalten.  Interessenten kön-
nen sich in der Sprechstunde am 
 Mittwoch , dem 27.04.2011  ab 14 Uhr 
in Strausberg, Beratungsstelle Hegermühlenstr. 58, bera-
ten lassen. Anmeldung  erforderlich über 
Tel: 09001-ENERGIE* bzw. 09001-3637443 (14 ct/min aus 
dem deutschen Festnetz, abweichende Preise für Mobil-
funkteilnehmer)
 Mo.-Do. 08:00-18:00, Fr. 08:00-16:00 Uhr
01805-004049 (14 ct/min aus dem deutschen Festnetz, 
maximal 42 ct/min aus dem Mobilfunknetz)
 Mo.-Fr. 09:00-16:00 Uhr
gez. Dipl.-Bauing. Wolfram Hey 
Energieberater Verbraucherzentrale
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Wasser- und Bodenanalysen
Am Dienstag, dem 03. Mai 2011, bietet die AFU e.V. die 
Möglichkeit in der Zeit von 12.00 - 13.00 Uhr in Strausberg, 
in der Stadtverwaltung, Hegermühlenstraße 58, Wasser- 
und Bodenproben gegen Unkostenerstattung untersuchen 
zu lassen. Das Wasser kann sofort auf den pH-Wert und 
die Nitratkonzentration untersucht werden. Dazu sollten 
Sie frisch abgefülltes Wasser (mind. 500 ml) in einer Mine-
ralwasserflasche mitbringen. Auf Wunsch können zusätz-
lich auch noch andere Stoffe analysiert werden. Es kann 
auch ermittelt werden, ob Sie bei Ihrem Wasser Kupferroh-
re für die Hausinstallation verwenden können.
Weiterhin werden auch Bodenanalysen für eine Nährstoff-
bedarfsermittlung entgegen genommen. Hierzu ist es not-
wendig, an mehreren Stellen des Gartens Boden auszuhe-
ben, so dass insgesamt ca. 500 Gramm der Mischprobe für 
die Untersuchung zur Verfügung stehen.
Eine Beratung zu weiteren Umweltproblemen ist möglich.

Einladung zur Jahreshauptversammlung der 
Angliederungsgenossenschaft Stadt Straus-
berg 2011
Hiermit lädt der Vorstand der Angliederungsgenossen-
schaft Stadt Strausberg alle Mitglieder 
 am 21.05 2011 um 12.00 Uhr 
in die Gaststätte „Zur Fähre“ ein.
Grundstückseigentümer der Gemarkung Strausberg, Flur 
1,2,3,4,8,9,11,14,15,17,19,21,22
Tagesordnung: 
         Bericht des Vorstandes über die Finanzlage          
         Diskussion 
         Auszahlung der Jagdpacht
gez. C. Otte 
Vorsitzender

  Bekanntmachung der Angliederungs-
  genossenschaft Stadt Strausberg

  Bekanntmachung der Arbeitsgruppe für  
  Umwelttoxikologie Mittweida e.V.

  Mitteilung der EWE ENERGIE AG
  Geschäftsregion Brandenburg/Rügen

  Mitteilung der Verbraucherzentrale 
  Brandenburg


